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BürgerForum 2011

das BürgerForum 2011 ist eine initia-
tive des Bundespräsidenten Christian 
Wulff mit der Bertelsmann Stiftung und 
der heinz nixdorf Stiftung. in 25 Städten 
und landkreisen in deutschland wurden 
jeweils 400 nach einem Zufallsverfahren 
ausgewählte Bürger eingeladen mitzu-
diskutieren. Bundesweit beteiligten sich 
so 10.000 Bürger an der diskussion.

die Kluft zwischen Wählern und 
gewählten hat sich vergrößert. deshalb 
ist es wichtig, Brücken zwischen den 
Bürgern und den politisch Verantwort-
lichen zu schlagen und ein gemein-
sames, verantwortliches handeln zu ini-
tiieren. auch die gesellschaft treibt heute 
an vielen Stellen auseinander: davon 
zeugt der gegensatz zwischen Jung und 
alt, die Kluft zwischen arm und reich, die 
unzureichende integration von migran-
ten. Wie wollen die menschen in deutsch-
land vor dem hintergrund dieser heraus-
forderungen künftig zusammenleben?

unter der überschrift „Zukunft braucht 
Zusammenhalt. Vielfalt schafft Chan-
cen.“ haben die teilnehmer zu dieser 
Frage in sechs thematischen ausschüs-
sen gearbeitet (siehe abbildungen unten).

das ergebnis des BürgerForums 2011 
sind 25 regionale BürgerProgramme, mit 
jeweils einem konkreten Vorschlag zu 
jedem ausschussthema. alle teilnehmer 
wählen außerdem einen der regionalen 
Vorschläge pro thema in ein bundes-
weites BürgerProgramm. am 28. mai 
übergeben sie dieses BürgerProgramm 
an den Bundespräsidenten und stellen 
es der Öffentlichkeit vor.

so wurden die  
stadt Chemnitz
teil des BürgerForums

im herbst 2010 wurden alle landkreise 
in deutschland, alle kreisfreien Städte 
und alle Städte mit mehr als 80.000 ein-

wohnern zur mitwirkung am Bürger-
Forum 2011 eingeladen. über 160 Städte 
und landkreise hatten sich beworben. 
aus allen Bewerbungen wurden schließ-
lich per losverfahren 25 regionen aus-
gewählt. die Stadt Chemnitz war dabei! 

so wurden die teilnehmer 
ausgewählt

Für jeden teilnehmer begann das Bür-
gerForum mit einem anruf. die 400 Bür-
ger aus Chemnitz wurden durch eine zu-
fällige Stichprobe aus dem telefon-
register ausgewählt und zum Bürger-
Forum eingeladen. Ziel der Zufallsaus-
wahl war, dass die teilnehmer die Vielfalt 
der gesellschaft widerspiegeln und dass 
eine möglichst große Zahl an unter-
schiedlichen meinungen und erfahrun-
gen in die diskussion und in die Vor-
schläge einfließt.

Solidarität und gerechtigkeit Bildung demografieFamiliäre lebensformen integrationdemokratie und Beteiligung

Bundespräsident Christian Wulff eröffnete das BürgerForum 2011 mit einer Rede 
in Naila im Landkreis Hof. Die Rede wurde live in die anderen 24 Regionen übertragen.

daS BürgerForum 2011 –
zuKunFt BrauCht zusammenhalt. 
VielFalt sChaFFt ChanCen.
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bürgerforum 2011

Der Weg zum  
BürgerProgramm

Auftaktveranstaltung am 12. März 2011. 
Alle sechs Ausschüsse eines regiona-
len BürgerForums kamen hier jeweils 
zusammen. Die Mitglieder eines Aus-
schusses hatten die Gelegenheit, sich 
persönlich kennenzulernen und einen 
ganzen Tag lang intensiv zu arbeiten. In 
Diskussionen und Abstimmungen in 
kleinen Runden traf jeder Ausschuss 
erste inhaltliche Festlegungen für das 
BürgerProgramm. Unter dem Titel „Her-
ausforderung“ haben die Teilnehmer 
das jeweils größte gesellschaftliche 
Problem oder die wichtigste Entwick-

lung in ihrem Ausschussthema identifi-
ziert und gemeinsam in wenigen Sätzen 
festgehalten. 

In einem zweiten Schritt haben sie 
stichpunktartig erste Vorschläge formu-
liert, wie der Herausforderung begegnet 
werden kann. 

Zeitgleich nahmen die Teilnehmer 
des BürgerForums 2011 in allen Regio-
nen die Arbeit auf. Mit einer Rede in  
Naila im Landkreis Hof, die in alle an-
deren Regionen übertragen wurde, er-
öffnete Bundespräsident Christian Wulff 
das BürgerForum.

Online-Diskussion

Die Ergebnisse des Auftakts nahmen die 
Teilnehmer mit in die Online-Diskussion. 
Innerhalb von zwei Wochen haben sie 
die einzelnen Vorschläge weiter ausgear-
beitet und schließlich per Abstimmung in  
jedem Ausschuss den überzeugendsten 
Vorschlag ausgewählt. In den folgenden 
drei Wochen der Online-Diskussion wur-
de an dem ausgewählten Vorschlag wei-
tergearbeitet. Die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer haben die Details des Vor-
schlags sowie seine Vor- und Nachteile 
diskutiert und schließlich den Text for-
muliert, wie er hier im BürgerProgramm 
zu lesen ist. Vier sogenannte Online- 
Moderatoren haben in dieser Zeit darauf 
geachtet, dass die Diskussion fair und 
sachlich verläuft. 

BürgerRedakteure schreiben 
die Texte

Wie konnten 60 oder 70 Menschen in  
jedem Ausschuss an einem gemein- 
samen Text schreiben? Die Antwort ist: 
Nicht jeder arbeitete selbst am Text.  
Das Formulieren des Vorschlags über-
nahmen sogenannte BürgerRedakteure. 
Sie waren selbst auch Teilnehmer des 
BürgerForums, hatten aber eine beson-
dere Rolle übernommen. Pro Ausschuss 
gab es zwei BürgerRedakteure mit die-
ser verantwortungsvollen Aufgabe: Alle 
Mitglieder eines Ausschusses konnten 
Kommentare, Änderungen und Ergän-
zungen zu einem Vorschlag und zu  
einzelnen Textabschnitten machen. Die 
Bürger-Redakteure haben dann aus  
diesen Kommentaren und Anmerkungen 
die zusammenhängenden Texte für das 
BürgerProgramm formuliert. 

Der Tag des BürgerForums

Auf einer zweiten Veranstaltung am  
14. Mai in allen 25 Regionen wurden die  
Ergebnisse in Form des vorliegenden 
BürgerProgramms der Öffentlichkeit vor-
gestellt und mit Vertretern von Politik 
und Gesellschaft diskutiert. 

Meistens treffen sich Menschen ent-
weder auf politischen Veranstaltungen 
oder sie diskutieren im Internet, häufig 
ohne einander zu kennen. Die Beson-
derheit des BürgerForums ist es, beides 
miteinander zu verbinden: Das Bürger-
Programm ist ein Ergebnis, das von den 
Teilnehmern sowohl auf Veranstaltungen 
als auch online erarbeitet wurde.

Auftakt

Begonnen haben die Teilnehmer des 
BürgerForums mit der Arbeit auf einer 
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bürgerforum 2011

So funktioniert  
die Online-Plattform
Die Online-Plattform des BürgerForums 
ist der zentrale Arbeitsbereich des Bür-
gerForums. Hier arbeiten 10.000 Teil-
nehmer gemeinsam an 25 regionalen 
BürgerProgrammen und an einem bun-
desweiten BürgerProgramm. Die Teil-
nehmer jedes der 25 regionalen Bürger-
Foren diskutieren zunächst auf einer 
eigenen Plattform unter sich. Für die 
Wahl der Vorschläge in das bundesweite 
BürgerProgramm werden die 25 einzel-
nen Plattformen miteinander vernetzt. 
Die Online-Plattform wurde eigens für 
das Projekt entwickelt und enthält eine 
Reihe von Funktionen, die den Teilneh-
mern ermöglicht, online zu diskutieren  
und gemeinsam an konkreten Texten  
zu arbeiten.

Gesicht zeigen

Bei der Auftaktveranstaltung hatten sich 
viele Teilnehmer bereits kennengelernt 
und auch online sollten sie sich, anders 

als bei vielen anderen politischen Dis-
kussionen im Internet, nicht anonym 
austauschen. So stehen die Teilnehmer 
des BürgerForums mit ihrem Namen und 
einem Foto zu ihren Diskussionsbei- 
trägen. Eine persönliche Nachrichten-
funktion ermöglicht den Austausch un-
tereinander auch abseits der inhaltlichen 
Diskussion.
  
Kommentare und Anmerkungen

Die Arbeit an den gemeinsamen Texten 
verläuft nicht in der offenen Struktur ei-
nes Internet-Forums, in dem alle Beiträ-
ge untereinander erscheinen. Direkt am 
Text arbeiten nur die BürgerRedakteure. 
Die anderen Teilnehmer schreiben Kom-
mentare und Anmerkungen dazu, die 
sich direkt auf eine bestimmte Textpas-
sage beziehen. Auf den ersten Blick un-
gewohnt, ermöglicht diese Struktur, dass 
viele Menschen gleichzeitig an einem 
Text arbeiten. Wurde ein Kommentar 

durch den BürgerRedakteur eingearbei-
tet, kann er ihn auf „erledigt“ setzen.  
Damit der Prozess transparent verläuft, 
bleibt der Kommentar aber weiterhin ein-
sehbar. 

Aufgabenbereich

Den Überblick über die Geschehnisse 
auf der Plattform behalten die Teilneh-
mer in ihrem persönlichen Aufgabenbe-
reich. Hier erfahren sie Schritt für Schritt, 
wie die Diskussion sich entwickelt, in 
welcher Form sie mitwirken können und 
ob sie eine persönliche Nachricht in ih-
rem Postfach auf der Plattform erhalten 
haben. 

Informationen

Im Bereich „Information“ werden regel-
mäßig aktuelle Artikel zum BürgerForum 
2011 eingestellt, zum Beispiel Ankündi-
gungen für Veranstaltungen, Erklärun-

gen zu der Online-Plattform und eini-
ges mehr. Sowohl die Teilnehmer als 
auch interessierte Gäste können sich 
in diesem Bereich über den Fortgang 
des BürgerForums auf dem Laufenden 
halten.

Moderation

Damit die Online-Diskussion fair und 
sachlich bleibt, braucht es eine Mo-
deration. Für das BürgerForum 2011 
wird diese Funktion von eigens dafür  
geschulten Online-Moderatoren über-
nommen. Die meisten von ihnen waren 
bereits bei einem früheren Bürger- 
Forum als Teilnehmer dabei. Gegen-
über dem Inhalt verhalten sich die  
Online-Moderatoren neutral – sie be-
werten die Ideen und Vorschläge 
nicht, sondern achten nur darauf, dass 
eine ausgewogene Diskussion ent-
stehen kann.

Aktuelle Informationen  
aus dem BürgerForum 

Kommentare und Anmerkungen 
zum Text des BürgerProgramms
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BürgerForum 2011 

romy adam | heiko andersch | daniela anke | marie-luise apostel | Werner-Simeon Balev | helga Banert | mathias Barluschke 
| michael Barth | detlef Barthel | Peter Bärthel | ingrid Bartl | gudula Bartosch | Christian Bauch | matthias Bauer | Volkmar 
Becker | Jens Beer | Peggy Berger | anett Biedermann | hans-Joachim Bilz | heide Bindig | annemarie Bittrich | thomas 
Blasius | ricarda Blum | hans-Jürgen Blume | nadine Bluschke | rudolf Boehm | Sylvie Bonitz | Petra Borchert | Klaus Borck | 
Kurt Böttcher | marina Böttcher | nicole Böttcher | Bettina Braeutigam | gerlinde Brandhoff | Bernd Braun | ulrich alexander 
Braun | marita Breede | helmut Bretfeld | ronald Brettner | dagmar Brinkmann | Jan Brunnemann | Birgit Brunner | Barbara 
Brunnett | Christine Bunzel | Chouki Charaf | michael Clauß | Kathrin Colditz | Sigo Cramer | horst danzberger | ronald diersch 
| Sabine dietrich | dagmar dietrich | hella dietze | regina doerffel | Frank donath | Jürgen döring | edgar dost | Franka dost | 
Stephan Pfalzer | ilona drechsel | dieter drummer | Bernd eckhardt | miriam edler | rebecca eger | rene eggeler | monika 
eichler | Conny endig | monika eschler | Claudia evangelinos | olav Fechner | maik Fellmann | andreas Fiedler | John Fiedler | 
dirk Finsterbusch | anett Fischer | Peter Fischer | martin Flach | Sebastian Flad | martin Fliedner | gerhard Fobe | Chris Forker 
| ines Frank | Katrin Franke | hubertus Freitag | Frank Frenzel | Cathrin Fuchs | Kristina Funk | Sven galambos | Christian gaudes 
| Sabine geck | Verena gehrmann | Frank geißler | ute georgi | tony gerber | Bodo gerlach | Petra glaesel | uwe gläser | elke 
glutsch | annett goerlitz | Karl heinz goldhahn | Jochem gottschlich | Stephan gottwald | Karl götze | roman graf | hermann 
grafe | Karsten graupner | tine grodde | Sabine großmann | Veronika grund | olaf günther | ivo haag | Wolfgang haase | ulrich 
haase | thomas hahn | miriam hallmann | Jana hanisch | regina harzdorf | manfred hastedt | torsten haubert | Katrin haufe 
| daniel haupt | manfred heidrich | Jürgen heikenwälder | Stefan hein | ernst-heinrich hempel | liane hennebach | margitta 
hennig | detlef hensel | lutz hentschel | Christiane hermsdorf | anne heusinger | andreas heynig | oleg hildebrandt | Wolfgang 
himmler | Jan hirsack | Sophie hirsch | Jörg hoffmann | Stefanie hoffmann | Frank hoffmann | günter hofmann | erika hofmann 
| mathias hofmann | Joachim hofmann | dietrich hofmann | Jens hoh | hans hohmuth | Jana holler | dorothea hormes | mirko 
horn | Klaus hüfner | edda iwer | Johannes Jaeckel | monika Jahme | Verena Jamil | roland Jenner | elna John | Sonja 
Jungmann | Peter Jungmann | tim Jungmittag | günter Jungnickel | gerhard Kaiser | maik Kallenbach | heiko Kämpf | Christa 
Käpernick | Josephine Kapust | gisela Keil | Birgit Kempt | Sawsan Khedheyer | eberhard Kirsten | Katrin Kleeberg | heidrun 
Kleindienst | ines Kleine | maria Klemm | Josefine Klinkhardt | Karsten Klose | harald Klotz | Cornelia Klughardt | hartwig Knopf 
| harald Koch | ellen Koeplin | reiner Köhler | torsten Kohlisch | antje König | Christiane Königsmann | teresia Konz | Kerstin 
Korb | Joachim Körner | Winfried Kötzsch | Birgit Kraft | matthias Kranz | Babett Krause | marc Krause | gerhard Kraushaar | 
anita Krauße | gerhard Kroll | Kathleen Kuhfuss | Bert Kühnel | annette Kunze | rainer Künzel | matthias Kupfer | ingrid Kutsche 
| erika lang | Wolfgang lange | hannelore lange | Sabine lange | eberhard langer | gerd lederer | Bigit leibner | roland 
leonhardt | ingo lermer | maik lesch | uwe lexow | Peter lohr | Steffen lohse | Sylvie lorenz | manuela lorenz | renate mäding 
| Katrin malecha | elke märker | Bernd markgraf | helmfried martschewski | Jürgen marx | matthias may | ramona mehlhorn | 
hans-Jürgen meinhold | rita meisel | tino meißner | grit melzer | andrea merkel | thoralf meusel | Sebastian mickelthwate | 
daniel mikuta | marion missal | marion möbius | Florian r. morgenstern | Kerstin moritz | axel mrwa | daniel müller | holger 
müller | Jens müller | ralf müller | rainer münch | Bernd münzner | heiner mußmann | Sandra nachtigall | Klaus nestler | 
Jeannette nestler | mike nestler | margit neubert | michael neumann | Petra neumann | doris nickelmann | heike niemeier | 

Kathrin niemeier | Karin nönnig | gisela nowotny | arnd oehme | oliver oehme | anke ohndorf | helga olbricht | Florian opätz 
| Klaus-dieter oswald | ulrike Pauli | michael Peuckert | Falko Pflugbeil | Frank Pfüller | huyhoang Pham | Sven Pienkny | 
Simone Pönitz | andreas Pönitzsch | rita Pooch | günter Preiß | doris Protzel | damian Putschli | Brigitte Pütz | elke rahm | 
Bernhard rantzsch | ingo rauchfuß | holger raupach | ellen regener | nancy reichel | Sven reiner | Freddy reinicke | dietmar 
richter | rotraut richter | marcel richter | Björn richter | thomas rick | Susann riedel | elke riedel | renate rieß | rainer 
ritscher | Johannes rödel | manuela rödig | gert roland | ekkehard rosch | Charlotte rößler | Siegfried rothe | maria röthig 
| Christhard rüdiger | hans rudolph | Jörg ruttloff | Cornelia Safroh | rainer Sawetzki | Karola Schell | helga Schien | 
Jacqueline Schilling | thomas Schlegel | Bernd Schlegel | rico Schleicher | Wolfgang Schmidt | rainer Schmidt | olaf Schmidt 
| diana Schmidtbauer | Johannes Schönert | hans-Joachim Schönrich | Simone Schott | Frank Schramm | manfed Schramm | 
Klaus Schreiber | andrea Schröder-Patzer | Jürgen Schröer | uwe Schubart | robin Schubert | gerd Schubert | lutz Schuch | 
tina Schuler | andreas Schüller | martin Schüller | Susanne Schultz | linda Schwarz | Peggy Sebastian | monika Seeger | Katrin 
Sefton | Silvia Seidel | ursula Seifert | Sylvia Seltmann | lilo Sewart | Sabine Sieble | martina Sommer | dirk Sonntag | Jenny 
Spitzer | gerdi Stark | Brunhild Stein | helmut Steinbach | Friedrich Stephan | uwe Stizzoli | andreas Stoff | rainer Stoll | marc 
Stoll | Sindy Störer | rene Straube | lutz tautenhahn | martin thiele | monika thiele | michael thümmel | Frank thumser | Jörg 
thuß | Constanze tippmann | Steffen träger | Frank trappe | Jutta trobisch | Volker tzschucke | dietmar uhlig | Karl-heinz 
ullrich | Jürgen ulrich | Jörg unger | Wolfram unger | Klaus van Suntum | hans-Jürgen Vetter | doreen Vierke | andré Voigt | 
Steffi Wagner | Stephan Wagner | Frank Wallborn | igor Wallossek | Jens Wallussek | heike Walter | Karola Walz | Steffen 
Warta | rita Wätzold | Christa Wauer | nico Weber | eva Weber | heidemarie Weigert | andreas Weise | günter Weiße | Joachim 
Welzel | robert Welzel | Bärbel Weniger | Jürgen Werner | hagen Widrinka | Claudia Wiebach | andrea Wiegand | elisabeth 
Wilhelm | achim Willer | Stefan Willi | august Willmann | roland Winkler | matthias Wistel | enrico Wolf | Steffi Wolf | daniel 
Wollmann | ellen Wortmann | detlef Wuttke | mohammad Zaher | andreas Zähler | Simone Zetzsche | Susanne Zielke | 
Constanze Ziems | torsten Zylla

Wie KÖnnen Wir den gesell-
sChaFtliChen zusammenhalt 
in deutSChland FÖrdern?

mit dieser Frage haben sich die teilnehmerinnen und teilnehmer des BürgerForums 
Chemnitz beschäftigt. auf Veranstaltungen und in einer mehrwöchigen online-diskussion 
haben sie Vorschläge für Politik und gesellschaft erarbeitet. die ergebnisse ihrer 
diskussion finden Sie auf den folgenden Seiten. teilnehmerinnen und teilnehmer des 
BürgerForums in der Stadt Chemnitz.

ein DanKesChÖn
Vor und hinter den Kulissen haben viele menschen tatkräftig an der umsetzung des BürgerForums mitgewirkt: 
heike Jentsch und Pia lorenz von der Stadt Chemnitz haben mit ihrem team die Veranstaltungen organisiert. 
mit großem engagement setzten sie das BürgerForum 2011 zusätzlich zu ihren sonstigen tätigkeiten vor ort um. 
ohne ihren einsatz wäre das BürgerForum Chemnitz nicht möglich gewesen. marcus Bloser moderierte die 
Veranstaltungen. manuela lang, ursula richter, tobias Sauter und lars Ziemert moderierten in ehrenamtlicher 
tätigkeit die online-diskussion. ihnen und allen zahlreichen helfern, die hier nicht namentlich erwähnt sind, gilt 
besonderer dank.



12   |   BürgerProgramm Chemnitz BürgerProgramm Chemnitz   |   13

Begründung

das bedingungslose grundeinkommen 
setzt nachhaltig und weitreichend an un-
seren sozialen und gesellschaftlichen 
Problemen an.

Ziele: recht auf existenzsicherndes 
Einkommen ∙ Soziale Sicherung ∙ Förde-
rung von ehrenamt, sozialem und kultu-
rellem Engagement ∙ Einkommen, damit 
man arbeiten kann ∙ Problemorientierte 
statt konsumorientierte Forschung und 
entwicklung

menschliche arbeitskraft wird vom 
einsatz effizienterer maschinen mit höhe-
rer Produktivität verdrängt. immer mehr 
menschen sind daher von einkommens-
ersatzleistungen abhängig, die ständige 
Beantragung und schonungslose offen-
legung der persönlichen Situation erfor-
dern.

das bedingungslose grundeinkom-
men befreit den Bürger vom Zwang, die 
erstbeste arbeit zur existenzsicherung 
anzunehmen. Jeder kann wählen, ob und 
in welchem Bereich er tätig werden will.

die Begabung eines jeden Bürgers 
wird stärker zum Wohle der gesellschaft 
eingebracht. die Beschäftigung im 

„Wunschbereich“ führt neben mehr enga-
gement und persönlicher Zufriedenheit 
zu einem gehaltvolleren ergebnis. 

VorSChlag im detail

das bedingungslose grundeinkommen 
(Bge) erhält ausnahmslos jeder volljähri-
ge Bürger mit Wohnsitz in deutschland, 
der ins deutsche Sozialversicherungs-
system eingebunden ist. das lebensläng-
lich zu zahlende Bge hat ein niveau 
zur teilhabe am sozialen und kulturellen 
leben. es ersetzt sämtliche einkom-
mensersatzleistungen (arbeitslosengeld, 
Wohngeld, renten, Bafög). dies erfor-
dert eine regelmäßige anpassung an ak-
tuelle Verhältnisse. aus dem Bge zahlt 
jeder Bürger seinen vollen anteil an den 
Beiträgen zur Sozialversicherung. arbeit-
geber zahlen einen eigenen Sozialversi-
cherungsbeitrag für Beschäftigte, der 
nach dem arbeitsplatzrisiko bemessen ist.

Für minderjährige wird ein angemes-
senes, am bedingungslosen grundein-
kommen orientiertes Kindergeld gezahlt. 
im übrigen steht es dem Staat frei, Kinder 
durch weitere Bildungs- und entwick-
lungsprogramme zu fördern.

aufgrund des Bge erhalten ehrenamt-
liches und gesellschaftliches engage-
ment einen höheren Stellenwert. durch 
die existenzsicherung steht einem unei-
gennützigen engagement mehr Zeit zur 
Verfügung.

das Bge ermöglicht gleiche soziale 
mindestvoraussetzungen zur teilhabe 
am gesellschaftlichen leben auf men-
schenwürdigem niveau. niemand muss 
um seine existenz bangen. der höhe 
nach ist es gleichwohl im Bereich des 
existenzminimums anzusiedeln. nur so 
kann die arbeitsbereitschaft erhalten und 
bloßes ausruhen weitgehend ausge-
schlossen werden. 

das Bge enthält variable teile zum 
ausgleich regionaler unterschiede und 
als arbeitsanreiz.

die Finanzierung erfolgt durch Steu-
ern und abgaben – auf ein vereinfachtes 
Steuersystem mit Schwerpunkt Konsum-
steuern ist hinzuarbeiten. denkbar wäre 
zudem eine anknüpfung an Wertschöp-
fungsabschnitte. die nutzung von tech-
nologie wird durch ursprüngliche mensch-
liche arbeit ermöglicht. die gebundene 
arbeitskraft wäre durch eine lizenzabgabe 
zu besteuern. der unternehmer nutzt mit 

der technik fortwährend menschliche leis-
tungen. das Bge sichert die existenz 
wegrationalisierter arbeitnehmer. daher 
sollte die Finanzierung wenigstens antei-
lig an die weitere nutzung der ursprüngli-
chen arbeitsleistung geknüpft sein. 

Pro und Contra

„Freiheit, gleichheit, Brüderlichkeit“ 
könnte mit dem bedingungslosen grund-
einkommen (Bge) in die tat umgesetzt 
werden – es dient der existenzsiche-
rung. unbequemes offenlegen der per-
sönlichen Situation zum erhalt von alg 
ii etc. und erforderliche Kontakte würden 
entfallen. das Bge würde Bildung und 
demokratie fördern, da hierfür mehr Zeit 
zur Verfügung stünde. mit seiner einfüh-
rung können ressourcen geschont wer-
den. die Kriminalität würde sinken. es 
führt auch zu einer entschärfung der de-
mografieproblematik, da der Bürger 
nicht mehr seinem Job hinterherreisen 
muss.

das bedingungslose grundeinkom-
men birgt die gefahr, dass sich mehr 
Bürger auf ihm ausruhen, da ein arbeits-
zwang entfällt. die Frage der Finanzie-

rung ist für viele Bürger unklar. es wird 
als utopie oder nicht realisierbar einge-
stuft. die einführung eines einheitlichen 
Satzes sei ungerecht, da es den Bürger 
in seiner freien Wahl des lebensraumes 
einschränkt. die einführung des Bge er-
fordert eine radikale umgestaltung der 
Sozial- und Steuersysteme sowie der 
Behördenlandschaft.

umSetZung

aufgrund der tief greifenden und umfang-
reichen Veränderungen ist eine bundes-
weite, schrittweise einführung sinnvoll:
1. Sämtliche einkommensersatzleistungen 
werden in einer einzigen leistung (Bge 
light) zusammengeführt und durch eine 
Behörde verwaltet/gezahlt. 2. das bedin-
gungslose grundeinkommen wird nomi-
nal auf alle Bürger ausgeweitet. Wer keine 
einkommensersatzleistung erhält, be-
kommt es zunächst im rahmen der ein-
kommensteuerveranlagung zugerechnet. 
3. umstellung des Steuer- und abgaben-
systems zur Finanzierung des bedin-
gungslosen grundeinkommens, verbun-
den mit einer beginnenden auszahlung an 
Bürger ohne einkommensersatzleistun-

gen. die höhe des Bge orientiert sich am 
Stand der umsetzung des Steuer- und 
abgabensystems. 4. abschließende Steu-
er- und abgabenumstellung sowie anhe-
bung des Bge bis auf den regulären Satz 
bei allen Bürgern. 5. Wenn sich das Bge 
bewährt, könnte das recht auf einkom-
men im grundgesetz verankert werden.

Zur Vermeidung unbilliger härten sind 
übergangsregelungen zu prüfen (z. B. 
langjährige rentenanwartschaften).

BürgerRedakteure 
Maik Fellmann, Damian Putschli

Soziale gerechtigkeit bedeutet gleiche Sicherheit bei gleicher 
Verantwortung für alle Bürger. Sicheres einkommen muss die 
teilnahme am gesellschaftlichen leben ermöglichen, inklusive 
aller grundbedürfnisse. die sozialen Sicherungssysteme müssen 
nachhaltig umstrukturiert werden.
BürgerRedakteure Maik Fellmann, Hubertus Freitag, Damian Putschli

VorsChlag

BedingungSloSeS 
grundeinKommen

Solidarität und gerechtigkeit

ausserDem 
in Der DisKussion
Weitere Vorschläge, über die 
online in den ersten beiden 
Wochen in dem ausschuss 
diskutiert wurde, haben die über-
schriften: „gleicher lohn
für gleiche arbeit“, „So viel 
Staat wie nötig – so wenig Staat 
wie möglich“, sowie „Soziale 
Sicherungssysteme“.

VorsChlag aussChuss soliDaritÄt unD gereChtigKeit

das bedingungslose grundeinkommen (Bge) für jedermann garantiert allen 
Bürgern eine sichere existenz. es schafft eine gerechte, solidarische lebensgrundlage 
und verringert Bürokratie. es fördert soziales engagement, freie Berufswahl, Familie, 
Bildung, integration und entschärft demografieprobleme.  
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VorsChlag aussChuss DemoKratie unD Beteiligung

demokratie und Beteiligung

Begründung

es ist das recht und die Pflicht eines 
jeden mündigen Bürgers, seine infor-
mationskanäle selbst auszuwählen, die 
informationen zu bewerten und daraus 
entscheidungen hinsichtlich seines 
Wahlverhaltens, seines gesellschaft-
lichen engagements abzuleiten. den-
noch müssen gewisse Standards 
gelten. dazu gehört, dass öffentlich-
rechtliche medien keinen (partei-) politi-
schen einflüssen unterliegen. in ihren 
aufsichtsgremien dürfen keine hoch-
rangigen Politiker sitzen und auch nicht 
an Personalentscheidungen (z. B. Fall 
Bender/ZdF) mitwirken. 

auch sollten Journalisten zu partei-
politischer ausgewogenheit angehalten 
werden. die Verflechtung der medien 
mit Politik oder Wirtschaft birgt die ge-
fahr gelenkter Berichterstattung in sich 
(z. B. im Falle von Katastrophen und an-
derer besonderer ereignisse). die mei-
nungsbildung soll verstärkt auf Basis 
von Fakten erfolgen. generell gibt es 
derzeit eine erhebliche Fehlstellung im 
System bzw. in der Verflechtung von 
Politik und medien. 

VorSChlag im detail

Zu wichtigen entscheidungen sollten 
themenbezogene Foren auf online-
Plattformen eröffnet werden. Jeder poli-
tische akteur (aktiver Politiker/gremi-
um) sollte seinen Standpunkt und seine 
informationsquellen in diesen Foren 
darlegen. 

auch Bürger sollen sich dort an der 
meinungsbildung gleichberechtigt be-
teiligen können. instanzen und Politiker 
sind aufgefordert, darin auf Kernfragen 
antworten zu geben und hintergründe 
für entscheidungen bereitzustellen. ge-
mäß den demokratischen Prinzipien 
sollten diese Plattformen einheitlich er-
reichbar sein. 

durch diese Plattformen kann sich 
der Bürger zu allen Facetten, allen Pros 
und Contras eines themas informieren 
und bekommt so ein gesamtbild. nur 
dadurch ist er in der lage zu entschei-
den, was er an dem thema gut findet 
und was er eher ablehnt. durch die dis-
kussion mit anderen Bürgern erkennt 
er, wie andere das thema bewerten; 
welche auswirkungen oder Folgen sie 
sehen; wie sie das thema auf sich und 

ihre soziale lage beziehen. die ergeb-
nisse der diskussion, wie auch immer 
sie ausfallen, können Politikern helfen 
einzuschätzen, wie die Bürger das the-
ma sehen, welche Probleme sie sehen 
und welche lösungsvorschläge sie ent-
wickeln. 

auch wenn der Politiker die ansich-
ten der Bürger nicht teilt, kann er ihre 
einschätzungen nachvollziehen und 
seine meinung öffentlich besser be-
gründen. 

die Schaffung unabhängiger und 
neutraler Plattformen hat also für den 
Bürger den Vorteil, dass er sich seine 
meinung aus objektiven informationen 
bilden kann, und stellt gleichzeitig den 
ersten Schritt zu einer stärkeren einbe-
ziehung der meinung der Bürger in die 
Politik dar. 

die mit diesem Verfahren verbunde-
ne transparenz in der Politik lebt den 
menschen eine glaubwürdige und dis-
kutierenswerte gesellschaft vor und 
motiviert sie idealerweise dazu, die 
möglichkeiten der mitgestaltung ausgie-
big zu nutzen. dabei muss die Verbind-
lichkeit des handelns immer gewahrt 
bleiben. die aktuelle Form der online-

Petitionen kann dafür eine ausgangs-
basis darstellen. 

Pro und Contra

in der heutigen Zeit gibt es eine Vielzahl 
von informationen. nicht die menge der 
informationen sind das Problem, son-
dern die Sondierung und Bewertung der 
information. 

eine überprüfung des Wahrheitsge-
halts ist bei den neuen medien oft 
schwierig und setzt zumindest eine gro-
ße erfahrung voraus. eine garantie für 
eine neutrale information kann es nicht 
geben. Sofern aber, wie bisher, als poli-
tisch neutral geltende institutionen (uni-
versitäten u. ä.) gutachten zu bestimm-
ten Fragen erstellen, kann eine gewisse 
neutralität angenommen werden. man 
steht also „nur“ vor dem Problem der 
Sondierung dessen, was für die ent-
scheidungsfindung wichtig ist. 

Bei dem einsatz neuer medien 
wächst die Chance, auch mehr Jugend-
liche zu erreichen. entscheidungen 
müssen nachvollziehbar und verständ-
lich sein, dann gibt es auch eine Chan-
ce für die akzeptanz unpopulärer maß-

nahmen und künftig mehr mut dazu. ein 
garant für mehr engagement der Bür-
ger im politisch-gesellschaftlichen Be-
reich ist es allerdings nicht. 

umSetZung

ein gesetz zur Veröffentlichungspflicht 
von informationen der politischen ak-
teure wäre erforderlich. Sofern die Pub-
likation auf dafür vorgehaltenen Platt-
formen erfolgt, gilt für den, der das gut 
pflegt und sich nach logik, allgemeinen 
Bedürfnissen und zukunftsorientiert 
verhält, dass er Popularität erlangt und 
gewählt wird. 

ungereimtheiten bei beauftragten 
gutachten und der folgenden politi-
schen entscheidung machen deutlich, 
dass auch Fachwissen und expertise 
keine garanten für eine vernünftige 
entscheidung sind. 

Wenn beauftragte gutachten/materi-
alien von regierung und Parlament zu 
veröffentlichen sind, dann wäre eine wi-
dersinnige entscheidung schwieriger zu 
rechtfertigen. eine Veröffentlichungs-
ausnahme stellen themen mit geheim-
haltungsbedürfnis aus sicherheitspoliti-

schen erwägungen dar – sind aber die 
absolute ausnahme. Voraussetzung ist 
allerdings grundsätzlich, dass sich die 
Bürger auch informieren wollen. 

denkbar sind erweiterte (digitale) 
amtsblätter auf kommunaler, landes- 
und Bundesebene. 

BürgerRedakteur Matthias Kupfer

Bürger müssen für mitbestimmung begeistert werden und sich 
intensiv beteiligen können. intransparenz ist eine ursache von 
Politikverdrossenheit. unabhängige, umfassende und direkte 
informationen sind Voraussetzung für die mitbestimmung. die 
instrumente der Bürgerbeteiligung müssen erweitert werden. die 
toleranz gegenüber mehrheitsentscheidungen muss gestärkt 
werden. die grundlagen für entscheidungen zum gemeinwohl 
sind basisdemokratische Prozesse.    
BürgerRedakteur Matthias Kupfer

VorsChlag

SChaFFung Von unaBhÄngigen 
und neutralen inFormationSPlattFormen

ausserDem 
in Der DisKussion

Weitere Vorschläge, über die 
online in den ersten beiden Wochen 
in dem ausschuss diskutiert wurde, 
haben die überschriften: „Beteili-
gungswillen durch positive erfah-
rungen, Bildung und Vorbilder“, 
„Vertrauen schaffen durch trans-
parenz“, sowie „Volksentscheide 
als grundlegendes entscheidungs-
instrument“.

die informationen der Bürger müssen neutral und die medien unabhängig sein. 
Sachinformation sind die Basis für entscheidungen. diskussionsplattformen 
ermöglichen die meinungsäußerung und -bildung aller Bürger. neben onlinepetitionen 
soll es eine Veröffentlichungspflicht für politische akteure geben. 
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VorsChlag aussChuss FamiliÄre leBensFormen

Familiäre lebensformen

Begründung

durch gesetzliche Bestimmungen wird 
Planungssicherheit für Paare geschaf-
fen. Ziel ist eine höhere geburtenrate, 
Familien mit mehreren Kindern. 

ein sicherer arbeitsplatz, angepass-
te arbeitszeitmodelle wie teilzeitan-
gebote und heimarbeit kommen dem 
sicheren Wiedereinstieg nach der Ba-
bypause entgegen. 

durch den gesetzgeber sind die 
Zeiten der arbeit zuhause, wie Pflege, 
rentenrechtlich angemessen zu hono-
rieren.

die arbeitgeber sind in der Pflicht, 
sich auf alte traditionen zu besinnen. 
Wenn mitarbeiter über viele Jahre im 
unternehmen tätig sind, sich mit dem 
unternehmen identifizieren und nicht 
permanent in Sorge um den arbeits-
platz sind, bringen sie gute leistungen. 
dies bringt regelmäßig mehr gewinn 
als familienfördernde maßnahmen kosten. 

gleicher lohn für mann und Frau, in 
ost und West! 

es muss wieder möglich sein, seinen 
lebensunterhalt durch erwerbstätigkeit 
zu bestreiten.

niedriglöhne und andere unterwande-
rungen gerechter entlohnung sind 
durch den gesetzgeber zu unterbinden. 

VorSChlag im detail

es ist nicht alleine die aufgabe der el-
tern, für die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf zu sorgen. die Schaffung von 
familienfreundlichen rahmenbedingun-
gen ist vielmehr eine gesamtgesell-
schaftliche aufgabe, bei der auch der 
Staat und die arbeitgeber gefordert sind. 

Zur unterstützung der eltern ist insbe-
sondere ein breites und flexibles angebot 
an Kindertagesstätten, horten und ganz-
tagsschulen unabdingbar. dazu muss der 
Staat die entsprechenden politischen 
rahmenbedingungen schaffen und 
haushaltsmittel bereitstellen. nur wenn 
eine kostenfreie, qualitativ hochwertige 
Kinderbetreuung sichergestellt ist, haben 
eltern, vor allem junge mütter, auch nach 
der Familiengründung den rücken frei für 
eine rückkehr ins Berufsleben.

Familien müssen vom Staat aber 
auch finanziell entlastet werden: neben 
steuerlichen anreizen zur Familien-
gründung soll geprüft werden, ob bei 

der rentenversicherung auch Kinder-
betreuungszeiten angerechnet werden 
können.

ebenso wichtig für die entlastung ist 
es, die Bürokratie zu mindern.

auch die unternehmen sind gefor-
dert und sollten Familien durch flexible 
arbeitszeitmodelle (z. B. teilzeit, home 
office) und Betreuungsangebote für 
Kinder (z. B. Betriebskindergärten) un-
terstützen. unabhängig von der orien-
tierung am wirtschaftlichen gewinn tra-
gen unternehmen auch Verantwortung 
für ihre arbeitnehmer. eine motivierte, 
gut qualifizierte Belegschaft mit einem 
intakten familiären rückhalt wirkt sich 
nicht zuletzt auch positiv auf die Pro-
duktivität und den gewinn eines unter-
nehmens aus. unternehmen, die sich in 
besonderer Weise für familienfreundli-
che rahmenbedingungen einsetzen, 
sollten steuerlich gefördert und mit ei-
nem Siegel als „familienfreundliches 
unternehmen“ ausgezeichnet werden. 

Pro und Contra

es ist zu befürchten, dass der arbeit-
geber nur Kinderlose oder eltern, die 

keinen Platz in einer Kindertagesstätte 
brauchen, einstellt, wenn er die Kosten 
dafür übernehmen soll. und wer zahlt 
die Plätze in Kindertagesstätten für Kin-
der selbstständiger oder arbeitsloser 
eltern? 

dass der Vorschlag problematisch 
ist, zeigt der ruf nach einer gesetzli-
chen regelung und einer elternquote. 
in Schweden sind viele soziale leistun-
gen für Kinder kostenlos – dort könnten 
wir uns manches abschauen. grund-
sätzlich sollten Staat und Kommunen 
auch finanziell dokumentieren, dass 
Kinder willkommen sind. das heißt, 
auch bei knappen Kassen sollte zuletzt 
an leistungen oder Projekten für Kinder 
gespart werden.

der arbeitgeber könnte durch steu-
erliche entlastungen positiv unter druck 
gesetzt werden, Kosten für Kin-
dertagesstätten zu übernehmen bzw. 
ab einer bestimmten mitarbeiterzahl ei-
gene Betreuungseinrichtungen zu be-
treiben. 

dafür sollten die unternehmen als 
gegenleistung steuerliche Vorteile 
erhalten, so dass es attraktiv für sie 
bleibt. 

umSetZung

der gesetzgeber muss die politischen 
und finanziellen rahmenbedingungen 
für diese maßnahmen schaffen. investi-
tionen in die Zukunft unseres landes 
müssen vom Bund getätigt werden. Sie 
werden sich langfristig rentieren, denn 
nur gut ausgebildete Kinder können 
künftig den Wohlstand in deutschland 
sichern. 

die Finanzierung kann durch die 
umschichtung von haushaltmitteln er-
folgen, z. B. aus folgenden Quellen: 
Verzicht auf die weitere Stützung von 
maroden Banken, nutzung von frei 
werdenden mitteln aus dem Verteidi-
gungshaushalt, umlage von bisher an-
tragsgebundenen mitteln der Sozial-
haushalte.

Zum thema Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf soll ein runder tisch mit 
Vertretern aus allen interessengruppen 
(Politik, Wirtschaft, eltern etc.) einge-
richtet werden. 

dabei sollte eine Bestandsaufnahme 
der aktuellen gesellschaftlichen und fi-
nanziellen Bedingungen erfolgen. Zu-
dem sollten konkrete Vorschläge ge-

sammelt und bewertet werden. 
abschließend sollen im Konsens ver-
bindliche maßnahmen verabschiedet 
werden.
  
BürgerRedakteur Hermann Grafe

die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist zu stärken. 
im Zuge des demografischen Wandels werden mehr-
generationenkonzepte notwendig. gegenseitige Förderung 
und unterstützung sind das Ziel. durch Stärkung der sozialen 
Kompetenz, Bildung und erziehung in Kindertagesstätte und 
Schule ist künftiges Zusammenleben auch in nichttraditionellen 
gemeinschaften wünschenswert. durch bessere renten-
rechtliche honorierung von Zeiten der Kindererziehung und 
Familienarbeit werden die leistungen der eltern anerkannt.  
BürgerRedakteure Hermann Grafe, Steffi Wagner

VorsChlag

VereinBarKeit 
Von Familie und BeruF

ausserDem 
in Der DisKussion

Weitere Vorschläge, über die 
online in den ersten beiden 
Wochen in dem ausschuss 
diskutiert wurde, haben die 
überschriften: „Familien durch 
finanzielle Zuschüsse entlasten“, 
„mehrgenerationskonzepte!“, sowie 
„Soziale Kompetenz stärken!!“.

um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf nachhaltig zu verbessern, brauchen 
wir in deutschland kostenfreie Bildungseinrichtungen und flexible arbeitszeitmodelle. 
im Steuersystem muss es anreize zur Familiengründung geben und bei der rente 
sollten auch Kinderbetreuungszeiten berücksichtigt werden.  
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VorsChlag aussChuss integration

integration

Begründung

integration bedeutet Wiederherstellung 
eines ganzen bzw. eingliederung in ein 
großes ganzes. Wenn eine gesell-
schaft funktionieren soll, müssen alle 
mitglieder zusammenwirken. der grad 
der integration gilt als maßstab der Sta-
bilität. das setzt voraus, dass jeder be-
reit ist, den anderen teilhaben zu lassen 
an der eigenen Kultur, am eigenen le-
benskonzept und umgekehrt, eine ak-
zeptanz und teilhabe der anderen Seite 
anzunehmen. 

eine gesellschaft wird erst eine le-
bendige gemeinschaft, wenn sie die in 
ihr lebenden gruppierungen, d. h. alte, 
behinderte, kranke menschen, Kinder, 
migranten, etc. soweit wie möglich in 
das gemeinschaftsleben einbezieht. 
das heißt, möglichkeiten zu schaffen, 
den anderen kennenzulernen, zu ak-
zeptieren und nach seinen Fähigkeiten 
auch erwerbstätig einzusetzen. mehr 
soziales miteinander befördert interes-
se an integration, ein aufeinander Zu-
gehen und eine Werte-entwicklung. So 
werden Synergien und völlig neue an-
sätze ermöglicht. 

VorSChlag im detail

mit der nutzung von Begegnungsmög-
lichkeiten können (häufigere) Kontakte 
bewusst wahrgenommen werden, um 
andere soziale gruppierungen tatsäch-
lich besser kennenzulernen und ent-
standene Vorurteile auszuräumen. Vor-
urteile lassen sich am besten reduzieren 
durch gesellschaftlich angestrebte, also 
vorbereitete Kontakte. dabei kann man 
erfahren, welche Fähigkeiten jemand 
hat, welche ressourcen vorhanden 
sind. 

aus diesen erfahrungen können sich 
weitere integrations- und inklusions-
möglichkeiten ergeben (z. B. spezifi-
sche integrative Wohnformen; anreize 
für die Vermietung von Wohnraum an 
kinderreiche Familien und migranten; 
arbeits- und erwerbsmöglichkeiten; 
Weiterbildung).Soziale netze dienen 
als unterstützer, Vermittler von normen 
und Werten, als Kontrollinstanz, sie 
sind eine starke Basis für Zivilcourage 
und können bei regelverletzungen klä-
rend eingreifen.

Kinder: integration muss schon im 
Kindesalter beginnen. achtsamkeit ist 

zu fördern, um sie vor schädigenden 
einflüssen zu schützen, ihnen grenzen 
zu setzen und an normen und Werte 
heranzuführen.

Schulschwänzer, -verweigerer (Ju-
gendliche): diese werden mit engagier-
ten menschen – das können auch ältere 
menschen mit spezifischen Fachkennt-
nissen sein und Sozialarbeiter – zusam-
mengebracht, wo sie Selbstvertrauen, 
regeln und Werte kennen lernen sowie 
Zukunftsperspektiven erhalten.

Pflegebedürftige, behinderte men-
schen: ambulante Pflege bzw. assis-
tenz ist bevorzugt einzusetzen, damit 
menschen so lange wie möglich in 
ihrem gewohnten umfeld leben und 
ihre Selbstständigkeit erhalten. Pflege, 
Betreuung und Begleitung können 
auch menschen bereichern, die nicht 
erwerbstätig sind. Weiterbildungen 
und andere Formen der unterstützung 
(z. B. hausgemeinschaften; Wohnblock-
unterstützung) sollten ermöglicht wer-
den.

migranten und Zuwanderer: ent-
ghettoisierung; unterstützung bei inte-
grationsproblemen z. B. mit Ämtern; 
ihre Fachkenntnisse anerkennen, nut-

zen und ausbauen; Film- und theater-
projekte; differenzierte Berichterstat-
tung; Kulturaustausch. 

Pro und Contra

Contra: ein umdenken der gesellschaft 
zu mehr Solidarität ist ein langer Pro-
zess; nicht alle Bürger werden sich dem 
neuen denken öffnen können. es wird 
rückschläge geben. Soziale netze kön-
nen überfordert sein/werden. es gibt 
auf allen Seiten integrationsunwillige 
menschen. 

Pro: unsere gesellschaft wird solida-
rischer. Ängste und psychische Krank-
heiten werden abnehmen. Jeder kann 
sich als wertvollen teil der gesellschaft 
erleben und man kann sich in der ge-
sellschaft wirklich wohlfühlen. deutsch-
land wird langfristig ein leistungsstarkes 
land bleiben und sich weiter ent-
wickeln.

unterstützungsleistungen werden in 
gegenseitigem einvernehmen angebo-
ten – mit gemeinsam vereinbarten Zwi-
schenzielen; damit sind erfolge besser 
erkennbar. Synergien können sich aus 
den jeweiligen ressourcen entwickeln. 

aufgrund dieses sozialen miteinanders 
wird bei mehr menschen als bisher inte-
grationswilligkeit erreicht. es liegt ein 
gemeinsames Ziel vor, nämlich eine le-
bendige gesellschaft zu erhalten. 

umSetZung

engagierte Bürger initiieren, begleiten 
und evaluieren Patenschaften zwischen 
Jung und alt, in- und ausländern, sozial 
Starken und Schwachen, behinderten 
und nichtbehinderten menschen, pfle-
gebedürftigen und pflegewilligen Per-
sonen. 

es werden Wochenendprojekte mit 
migranten, interkulturelle Wochen, mu-
sikprojekte und Projekte mit randgrup-
pen organisiert. Projekte, in denen 
gezielt die Situation von alleinerziehen-
den, hartz-iV-empfängern, Strafentlas-
senen aufgenommen wird sowie die 
Probleme von erziehern, lehrern, Sozi-
alarbeitern, richtern, um aus diesen 
erfahrungen neue Wege und lösungen 
zu finden, sind zu fördern. 

die Vermittlung von erwerbstätigkeit 
durch soziale netzwerke ist ein Weg auf 
den arbeitsmarkt und damit der Schlüs-

sel zur integration, auch der sprachli-
chen. eine deutliche Stärkung dezent-
raler Strukturen (Quartiersmanagement, 
Stadtteilbüro) fördert die integration 
sehr. inklusion ist das Ziel. 

migranten im öffentlichen Blickpunkt 
dienen als Vorbild für gelungene inte-
gration. 
 
BürgerRedakteur Katrin Franke

unsere gesellschaft soll lebendiger werden, indem sie die 
Vielfalt an meinungen, Kulturen und lebensformen diskutiert. 
hier liegen Synergien, die genutzt werden können. notwendig 
dafür sind: erkennen der eigenen Werte, Kommunizieren und 
Vermitteln dieser Werte im dialog (freiheitlich-demokratische 
Prinzipien, menschenrechte), wertungsfreies akzeptieren der 
individuellen leistungsfähigkeit, praktizierte toleranz für ein ge-
meinschaftsgefühl zwischen allen gruppierungen (z. B. migran-
ten, Senioren, Behinderte).  
BürgerRedakteure Katrin Franke, Ekkehard Rosch

VorsChlag

KlareS BeKenntniS Zur VielFalt alS BeStandteil 
unSerer demoKratiSChen geSellSChaFt

ausserDem 
in Der DisKussion

Weitere Vorschläge, über die online 
in den ersten beiden Wochen in 
dem ausschuss diskutiert wurde, 
haben die überschriften: „anerken-
nung von Bildungsabschlüssen (aus 
eu und bei asylbewerbern)“, „durch 
Stärken des sozialen miteinanders 
die gegenseitige integrationswillig-
keit entwickeln“, sowie „Soziales 
miteinander stärken“.

lebendige, friedliche integration ist ein gegenseitiger lernprozess und basiert auf 
Wertegemeinschaften. in deren entwicklung müssen menschen aller gruppierungen 
einbezogen werden. diese Vielfalt gibt positive impulse für unsere gesellschaftliche 
entwicklung und bereichert das leben des einzelnen.  
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VorsChlag aussChuss BilDung

Bildung

Begründung

Ziel der Bildung ist es, alle Kinder mit 
eigenständiger urteilsfähigkeit, hoher 
Sozialkompetenz und einem höchst-
möglichen Bildungsniveau auf das ge-
sellschaftliche und berufliche leben 
vorzubereiten. Voraussetzung dafür ist 
ein einheitliches Bildungssystem unter 
der hoheit des Bundes. mit einheitli-
chen Bildungsstandards wird die Chan-
cengleichheit aller gewährleistet. 

Bildung muss einkommensunabhän-
gig sein und so individuell wie nötig 
erfolgen. im Berufsleben wird Flexibili-
tät und mobilität gefordert. es kann 
nicht sein, dass abschlüsse in ihrem 
grad oder Wert nicht anerkannt werden 
bei – oftmals arbeitsbedingtem – um-
zug in ein anderes Bundesland, oder 
dass Kinder aus demselben grund eine 
Klasse wiederholen müssen. es darf 
keine rolle spielen, in welchem Bun-
desland die ausbildung (Vorschule bis 
Studium) erfolgte. 

Spezifiziert nach Fach und Schultyp 
ist ein bundesweit einheitlich ange-
legtes lehramtsstudium grundvoraus-
setzung. 

VorSChlag im detail

die Kleinstaaterei im Bildungswesen 
widerspricht allen gemeinschaftlichen 
Zielen. Sie erzeugt seit Jahren ein stag-
nierendes oder gar abfallendes Bil-
dungsniveau. Sie benachteiligt Kinder 
und deren eltern bei der von der Wirt-
schaft geforderten arbeitsort-Flexibili-
tät. Sie ist mitverantwortlich für die un-
terschiede beim Bruttosozialprodukt 
der einzelnen Bundesländer. Sie schafft 
schlichtweg Chancen-ungleichheit. Zur 
Wissensvermittlung sind deshalb ein-
heitliche Schul- und lehrbücher von der 
grundschule bis zum Studium erforder-
lich. 

um abiturienten einen reibungslosen 
übergang zum Studium an hochschu-
len oder universitäten zu ermöglichen, 
muss das abiturniveau diesen anforde-
rungen dringend angepasst werden 
(Zentralabitur). 

Kinder und Jugendliche sollten 
schon viel früher und öfter als beim 
zweiwöchigen Praktikum in der neunten 
oder zehnten Klasse einblick ins Wirt-
schafts- und arbeitsleben erhalten. in 
den Bildungsweg sollte ein praxisbezo-

gener unterricht für die Klassen neun 
und Zehn integriert werden. hier sollte 
die Wirtschaft ihren anteil bei der Bil-
dung leisten. längeres gemeinsames 
lernen fördert in erster linie die Sozial-
kompetenz. Sie ist ein grundbaustein 
für die entwicklung einer starken ge-
sellschaft. 

die entscheidung in der vierten Klas-
se, welcher weiterführende Bildungs-
weg gewählt werden soll, überfordert 
nicht nur die für diese entscheidung zu 
unreifen Kinder, sondern auch die el-
tern. Sie müssen über den existenziel-
len Bildungsweg ihres Kindes entschei-
den, mit dem Bewusstsein, dass es 
entweder überfordert wird oder ihm Bil-
dungsmöglichkeiten verbaut werden. 
Späteres Wechseln ist zwar möglich, 
aber schwierig, denn herangehenswei-
se und art des unterrichts sind sehr un-
terschiedlich. 

Sehr wichtig ist die vermehrte Wert-
legung auf Pädagogik und didaktik 
während des lehramtsstudiums. Zu for-
dern ist noch ein ineinander übergrei-
fender lehr- und erziehungsplan für die 
Vor- und grundschule sowie für den 
hort. 

Pro und Contra

der Vorteil des föderalen Bildungssys-
tems hat sollen sein: „ ... neue Wege in 
der Bildungspolitik zu beschreiten, neue 
Konzepte zu erproben, von den Besten 
zu lernen und misserfolge zu begren-
zen“. das Problem ist, dass irrwege zu 
spät erkannt werden. Für diese Ziele 
muss es keinen Wettbewerb unter den 
ländern geben. das kann besser er-
reicht werden durch austausch der päd-
agogischen ansätze.

Wegen der geforderten Flexibilität 
auf dem arbeitsmarkt müssen im Bil-
dungswesen vergleichbare Vorausset-
zungen geschaffen werden. das jetzige 
föderale Bildungssystem steht dem im 
Wege. aber – der Bildungsföderalismus 
ist bislang im grundgesetz verankert! 
im grundgesetz ist jedoch auch von der 
einheitlichkeit der lebensverhältnisse 
zu lesen, das sollte unser Pfand sein! 
nach einer Forsa-umfrage sind 91 Pro-
zent der eltern gegen bildungspoliti-
sche Kleinstaaterei. dies ist die her-
ausforderung: sich gegen überholte 
Strukturen zu wenden, die eine Weiter-
entwicklung behindern. 

umSetZung

die Kultusministerien der länder und 
das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung müssen sich zusammenset-
zen und einen einheitlichen leitfaden 
ausarbeiten. dabei sollten die Stärken 
im Bildungswesen der einzelnen Bun-
desländer beibehalten werden (siehe 
PiSa-Studie). 

auf keinen Fall sollte ein schon be-
stehendes Bildungswesen eines lan-
des den anderen „übergestülpt“ wer-
den. es reicht aber nicht, nur die 
Kultusministerien und Verantwortlichen 
des Bundes an den tisch zu holen. hier 
müssen Vertreter von handwerk, indus-
trie, universitäten etc. hinzugezogen 
werden, um die Ziele zu benennen, die 
für eine weitere ausbildung in lehre 
und Studium von grundlegender Bedeu-
tung sind. 

letztendlich muss eine Änderung 
des grundgesetzes bewirkt werden, da 
derzeit noch die föderale Bildungsho-
heit festgeschrieben ist. 

Bundesweite Volksentscheide, zu-
sätzliche Petitionen an Bund und län-
der und gespräche mit Vertretern der 

Volksparteien sind zwingend notwen-
dig, um sich gegen diese überholten 
Strukturen zu wenden. 

BürgerRedakteur Sylvie Lorenz

Bildung ist angelegenheit des Bundes. ein bundesweit 
einheitliches Bildungssystem ermöglicht Chancengleichheit 
für alle und für Familien höhere Flexibilität sowie mobilität. 
die herausforderung ist, auf dem Fundament eines nachhaltig 
gefestigten Basiswissens (z. B. über längeres gemeinsames 
lernen), durch individuelle und ganzheitliche Förderung ein 
hohes Bildungsniveau zu schaffen. investition in Bildung ist 
Zukunft! 
BürgerRedakteure Rene Eggeler, Sylvie Lorenz

VorsChlag

BildungShoheit der lÄnder 
auF Bund üBertragen

ausserDem 
in Der DisKussion

Weitere Vorschläge, über die 
online in den ersten beiden 
Wochen in dem ausschuss 
diskutiert wurde, haben die 
überschriften: „enge kooperative 
Zusammenarbeit aller Beteiligten“, 
„längeres gemeinsames lernen“, 
sowie „Wann beginnt Bildung?“.

ein hohes Bildungsniveau, hohe Sozialkompetenz (gemeinsames lernen mindestens 
bis zur sechsten Klasse) sowie höchstmögliche leistungsfähigkeit im Beruf setzt voraus, 
dass auf grundlage bundesweit einheitlicher lehrpläne, lehrmittel und abschlüsse in 
der ausbildung für alle Chancengleichheit geschaffen wird.
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demografie

VorsChlag aussChuss  DemograFie

Begründung

in deutschland muss der zunehmenden 
überalterung der Bevölkerung mit um-
fassenden und weitreichenden maß-
nahmen entgegengewirkt werden. der 
demografische Wandel als Prozess ist 
nicht unumkehrbar. 

Finanzielle Zuwendungen sind ein 
instrument zur Steigerung der gebur-
tenrate, das aber nur nachhaltig wirkt, 
wenn das gesamte gesellschaftliche 
umfeld familienfreundlich gestaltet 
wird. erst dann werden Familien, dabei 
vor allem die Frauen, sich nicht mehr 
zwischen Familie und Karriere ent-
scheiden müssen.

die gründung einer Familie mit Kin-
dern muss planbar, mit dem Beruf ver-
einbar und finanzierbar sein.

in einer familienfreundlichen atmo-
sphäre wird das miteinander der gene-
rationen selbstverständlich und die Be-
deutung der existenz verschiedener 
generationen offensichtlich. 

ihre unterschiedlichen erfahrun-
gen und Kompetenzen können zum 
gegenseitigen Vorteil eingesetzt wer-
den.

nur über diesen Weg kann eine stabile 
und zukunftsfähige demografische ent-
wicklung gesichert werden. 

VorSChlag im detail

die politischen entscheidungsträger auf 
allen ebenen werden aufgefordert, ent-
sprechende rahmenbedingungen für 
die gründung von Familien zu schaffen.

die möglichkeiten der Kinderbetreu-
ung müssen den erfordernissen des 
Berufsalltags in Qualität und Quantität, 
oder, wo nötig, das arbeitsrecht an die 
erfordernisse der Kindererziehung 
angepasst werden. rechtliche, versi-
cherungstechnische und ideologische 
Schranken dürfen eigenverantwortli-
chen und kreativen lösungsansätzen 
zur Kinderbetreuung nicht länger im 
Wege stehen. 

insgesamt sind die aufgabenberei-
che der Jugendämter den erfordernis-
sen unserer Zeit anzupassen, um diese 
zu wirksamen Familienämtern zu ma-
chen. ein Schwerpunkt hierbei ist die 
Öffentlichkeitsarbeit in Sachen Familie, 
z. B. das Schaffen einer bürgerorien-
tierten informationsplattform.

alle mitglieder der gesellschaft haben 
die Verpflichtung, sich für Familien zu 
engagieren. auch die freie Wirtschaft 
kann hierbei nicht ausgenommen wer-
den. es muss ein umdenken hin zur de-
mografischen Verantwortung als teil 
unseres gesellschaftlichen Selbstver-
ständnisses erfolgen.

Bildungsmöglichkeiten für junge müt-
ter und Väter, insbesondere, aber nicht 
nur im erziehungsurlaub, sind verbes-
serungswürdig. die erziehung eines 
Kindes darf nicht länger gleichbedeu-
tend mit einem Karriereknick sein. Stu-
dieren mit Kind sollte von der aus-
nahme zur regel werden, damit das 
durchschnittsalter der eltern in 
deutschland wieder sinkt.

eine neue auslegung des generatio-
nenvertrages muss gefunden werden, 
in der die generationen gemeinsam das 
demografische erbe der letzten 40 Jah-
re tragen. hierfür sind möglichkeiten 
zur ehrenamtlichen oder teilweise eh-
renamtlichen hilfe zu schaffen, die es 
älteren menschen ermöglichen, effektiv 
an der gestaltung einer kinderfreund-
lichen gesellschaft mitzuwirken. dazu 
muss auch das grundverständnis des 

Zusammenlebens von Jung und alt neu 
definiert und auf gegenseitige inan-
spruchnahme von hilfe und unterstüt-
zung ausgerichtet werden. 

Pro und Contra

Pro: Sozial abgesicherte arbeitnehmer 
sind leistungswilliger, höher motiviert 
und identifizieren sich stärker mit ihrem 
unternehmen. die berufliche und sozia-
le Zukunft des einzelnen steht einem 
Kinderwunsch nicht im Wege. Soziale 
Spannungen lösen sich, wodurch auch 
erscheinungen unserer gesellschaft 
wie alkoholismus, drogenkonsum und 
häusliche gewalt abnehmen. insge-
samt würde eine Stabilisierung des so-
zialen gefüges eintreten, dessen Fol-
gen noch nicht benannt werden können. 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
steht in direktem Bezug zu art. 6 abs. 2 
des grundgesetzes.

Contra: auf die arbeitgeber kämen 
zusätzliche Kosten zu, die im schlimms-
ten Falle investitionen verhindern könn-
ten. der organisatorische aufwand ist 
recht hoch und verursacht Kosten, die 
nicht direkt bei den Familien ankom-

men. es müssen gesetzesgrundlagen 
für die ausführung und die Finanzie-
rung geschaffen werden. die erfolge 
werden in naher Zukunft nicht messbar 
sein. letztlich bleibt die Finanzierbar-
keit selbst als gegenargument. 

umSetZung

die vom Staat zu schaffenden rahmen-
bedingungen müssen von denen einge-
fordert werden, die Familie haben oder 
gründen wollen. Politisches umdenken 
hin zu einer humanen, kinder- und fami-
lienfreundlichen Politik muss die Folge 
dieser Forderungen sein. als gutes Bei-
spiel dafür sei hier das Projekt „demo-
grafie Zschopau“ genannt. 

ein mindestlohn muss für alle Be-
reiche unter Berücksichtigung flexibler 
arbeitszeitmodelle eingeführt werden, 
Zeitarbeit eingeschlossen. Kinderbe-
treuung bei freiwilliger Weiterbildung 
muss möglich gemacht werden. ganz-
tagsbetreuung von Kindern in Kinder-
einrichtungen und Schulen muss 
bezahlbar werden. Schulspeisung, 
Schulbücher und arbeitsmittel sind kos-
tenlos bereitzustellen. Freier eintritt in 

kulturelle einrichtungen und Sportstät-
ten. ab einer bestimmten größe des 
unternehmens oder der innung sind 
Betriebskindergärten oder eine Beteili-
gung an einem solchen zur Pflicht zu 
erheben. Vermittlung und Bezuschus-
sung durch die agentur für arbeit muss 
soziale aspekte mehr in den mittelpunkt 
stellen. 
 
BürgerRedakteur Diana Schmidtbauer

der demografische Wandel wird uns noch Jahrzehnte 
begleiten. er verlangt von uns Verständnis und lösungen 
für die Probleme aller Bevölkerungsgruppen, nutzung 
ihrer ressourcen, unterstützung der generationen und 
Berücksichtigung ihrer Bedürfnisse mit dem hintergrund einer 
solidarischen, gerechten Finanzierung. die Sozialpolitik ist 
gefordert, die nötigen rahmenbedingungen zu schaffen.    
BürgerRedakteure Priska Behr, Diana Schmidtbauer

ausserDem 
in Der DisKussion

Weitere Vorschläge, über die 
online in den ersten beiden 
Wochen in dem ausschuss 
diskutiert wurde, haben die 
überschriften: „Pflichtjahr für junge 
menschen“, „anreize zur Familien-
gründung schaffen!“, sowie 
„generationenübergreifende 
Partnerschaft“.

VorsChlag

umFeld Für Kinder und Familien 
attraKtiVer geStalten
das Zusammenleben im familiären umfeld mit Kindern soll mit dem Ziel der 
Steigerung der geburtenrate nachhaltig gefördert werden. Familie und Beruf 
müssen ohne armutsrisiko lebenswert finanzierbar und vereinbar sein. 
dabei sind die ressourcen aller gesellschaftlichen Schichten intensiv zu nutzen.



Eine Initiative des Bundespräsidenten mit:
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